
Mag Sonnabend, 12. August. Its-se

Die Verfassung
Wochenblattfür dir-s Welle

eher-itjedenSonnen-in—spkeis"oiek·tfet1fjäi;k1i·ch""beifäaeanEenßhPosiaestxiteiifliksSin-bei deiijaußssicußischeuPosisuftcLSitm7574 Sgr., in Berlin bei allen ZeitungssSpediteuren incl. Botenlohn 6 Sgr., in des Expeditivns MvhkenstkaßeNts 34- 4V2 Sk«
«

Jnserate die Zeile 3 Sgr.

Die Verfassungstreue der Provinzith
Korrespondenz und ihrer Freunde.

Es giebt Dinge, an die man im jetzi en Preußen
alle Tage und immer auf’s Neue sich erinnern Muß-
Es sind das Dinge, die jeder Menscheinsehenkann
und die Mancher nicht einsehen will. Zu diesen Dingen
ehört,daß Regieren nach den Begriffen des gesunden

— enschenverstandesnichts Anderes heißt,als das Rechtmit

Gerechtigkeithandhaben,oder, mit anderen Worten, die

Verfassung nnd die Gesetzedes Landes getreulichin
Vollziehungsetzen Darum (wii· erinnerten erst vor

acht Tagen daran) müssennach Artikel 108 nicht blos
alle Beamten schwören, aß sie die Berfa ung gewi en-

baft beobachtenwollen; sondern der Königselbst leistet
nachArt. 54 das eidlicheGelöbniß,»dieVerlsassung

des

Königreichsfest nnd unverbrüchlich zu )alten, nnd

in Uebereinstiinmung mit derselben nnd den

Gesetzen zu regieren.«
«

Eine Gewalt, die nicht auf dem Rechte beruht, die

nicht in Uebereinstimmungmit der Verfassungund den

Gesetzengeübtwird, würde also garnichtden Namen

einer Regierung verdienen. Die preußischeVerfassung
selbstverbietet, i r diesen Namen zu geben.

Anders freilich reden die Schreiber eines Blattes,
das nichts Anderes thut, als alle Handlungender gegen-
wärtigenpreußischenMinister als weiseund pflichtmäßig
zu preisen Die Provinzial-Korrespondenzwill nns
weißniachen,daßpreußischeMinister auch ohne»Ruck-
sicht auf die Verfassungregieren können und durfen.

a, sie nennt es »treuePflichterfüllung«,wenn unter

Umständeneine Regierung sichgarnicht an die Verfas-
sUUSkehrt. Sie hält es für ganz in der Ordnung, daß,
wie sie selbst sagt, die FinanzwirthschaftPreußens schon·
seit dem Jahre 1862 ohne ein Staatshaushaltsgesetzge-
fü rt wird, daß alsodie Finanzverwaltungwie sie eben-
fa s zu iebt, damit die Bahn der »verfassungsmäßigen
VPts riten« verlaser hat. Sie versuchtes, diese
Nicht eachtung der Verfassungdamit zu rechtfertigen,
Aßbis ,,zu jedemGeselze«erforderlicheUebereinstimmung

des KVUlgönnd beider Hausei-des Landtages«seit 1862

für ein Staatshaushaltsgeseß,,nicht zu Stande gekom-
men ist« Aber sie verschweigtdabei, daß gerade für
das Staatshaushaltsgesetz diese Uebereinstimmun
nach Art. 99 alljährlich zu Stande kommen so .

Ebenso ver-schweigtsie, daß eine solcheUebereinstimmung
fast jedesmal zu Stande kommen kann, wenn die Mi-
nister es nur wollen. Denn wenn die Minister mit
den vom Volke erwähltenAbgeordneten sich durchaus
nicht vereinbaren können, so können sie entweder die
Kammern auflösenund versuchen,bei einer Neuwahl ein

Abgeordnetenhauszu erhalten, dessenMehrheit ihrer An-

sicht ist, oder sie können dein Königedie Ernennung
anderer Minister vorschlagen,nnd zwar solcherMinister,
die sich in Uebereinstimmun mit dem Volke und seinen
Vertretern befinden. Der Königkann solcheMinister
ernennen, weil nach Art. 44 ihm allein die Ernennung
und die Entlassung der Minister zusteht.

Aber von dieser letztenAlternative wollen natürlich
die Schreiberder Provinzial-Korrespondenznichtswissen.
Sie wollen nicht haben, daß die Minister jemals dem
Volke und seinen Vertretern nachgebensollen. Jm Gegen-
theil, das Volk soll immer und überall der nachgebende
Theil sein. Das Volk, «o wünschenes jene Herren,
soll zwar Abgeordnetewählen,aber nicht, damit sie ein

entscheidendesWort mitzusprechenhaben, sondern nur,
damit sie den HerrnSchreibern der Provinzial-Korre-
spondenz als Zielscheibefür ihre unfläthigenAngriffe
dienen. Weder das Volk noch seineVertreter sollen eine

eigene Meinung nnd einen eigenen Willen haben-
Sie sollen nur das Recht haben, ja sie sollen sogarver-

pflichtetsein, zu Allem Ja zu sagen, wsz die HSMU
Minister Ja gesagt haben wollen. Denn nachder Be-

hauptungder ProvinziaLKokkespondenzwissendie Minister
allein, was dem Lande gut ist, und wenn das Volk
und seine Abgeordnetenihnenwidersprechen,dann nennt

sie das eine unverantwortlicheSelbstüberhebung,sie nennt

es eine vom ,FortschrittirregeleiteleOpposition«.Natürlich,
für die SchreibersolcherBlatter ist der

,,Forischrittsg;ist««ein gar gefährlicher Geist. Die Geister des ück-

schrittes
und des Stillstandes ind die Götzen,vor denen

e sichanbetend in den Stau werfen



Wie die Wahlen, so soll auch nach der Ansichtjener
Herren die mit so vielen tausend Eiden beschworene
Verfassung ein bloßesSpielzengd Darunrzszsagt
auch die ProviuziabKorrespr »

daß eine Regierng schon-»danndie Verfassung w -

haft beobachte,daßsie also schondann dieö
.» tlichen

Angelegenheitenin Mbereinstimmungmit der- sz«a
und den Gesetzenverwaltet, wenn sie nur da an die er-

fassung sich nicht kehrt, wo ·es sich um einen Noth-
behelf handelt, zu welchem sie im Zwang der Verhält-
nisse greift» ,

Dieser Art von Verfassiiiigstreuewird es natürlich
auch nicht s aden, wenn eine ganze Regierungsthätigkeit
aus nichts as lauter »Nothbehelfen« bestehensollte.
Ja es soll wohl gar ein wahres Uebermaßvon Ver-

fassungstreiie sein, wenn, wie die ,,Provinzial-Korrespon-
denz« sagt, eine Regierung nur an dem

,,Vorlsatze«festhält,die Finanzverwaltungwieder in die Ba n der

verfassungsmäßigenVorschriften zurückzuführen,sobald
die Mehrheit des Abgeordnetenhauses durch
einsichtigeBehandlung der Biidgetvorlagen eine

Verständigung über den Staatshaushaltmöglich
macht.«

Was den ,,Vorsatz« betrifft, so hat der Schreiber
des von uns besprochenenArtikels wohl niemals gewußt,
daß mit guten Vorsätzen gerade der Weg zur Hölle
gepflastertist. Und wenn ferner die Verfassungnicht,
wie der Eid auf dieselbe es ebietet, unbedingt gehal-
ten werden sollte, sondern ert dann, wenn die »Herren
von der Provinzial-Korrespondenz« die Beschlüssedes

Abgeordnetenhausesfür »einsichtige«erklären,nun, so
werden wir auf eine verfassungsmäßigeRegierungund

auf unser utes Recht wohl warten müssen,bis Ostern
und Pfingsienauf einen Tag fallen·

So lange werden wir aber nicht warten, dafürbürgt
uns der Eid, den der König auf die Verfassung ge-
s woren hat, und die Einsichtunseres Volkes,welchesden

erth und die Bedeutung der Verfassung erkannt hat-

Politische Wochenfchnu
Preußen. Das Hauptinteresse ziehen in diesem Augen-

blicke die Verhandlun en zwischen dem österreichischenund

InßischenHofe auf ich»welche in Gastein geführt werden.

ährendes vor einigen Tagen hieß,daß ein Bruch zwischen
den beiden Mächten unvermeidlichsei, da Preußen starr an

seinen Forderungen vom 22. Februar d. J., welche die Be-
din ungen für das künfti e Verhältiiiß zwischen Schleswig-
Ho stein und Preußenent selten, festhalte und Oesterreichsich
weigere, darauf einzugehen, lauten die letzten Nachrichten
wieder etwas friedlicher,da noch einmal Unterhandlungenver-

sucht werden sollen. Ob diese zu einer Verständigungführen
werden, muß jedoch sehr bezweifelt werden, uiid es dürfte
deshalb eine endgültigeOrdnun der schleswig-holstein’schen
Angelegenheitennoch in weiter nssicht stehen. Wenn wir
aber auch sobald keine Verständigungzwischenden beiden Re-

gierungen erwarten, so lauben wir doch, da jene, welche
UUU gleich den AUSVMFeines Krieges zwis en Oesterreich
Und Preußenerwarten, Viel zu schwar in die Zukunft sehen.
Man wird allerdings etwas mit dem äbel rasseln, aber ob
es bis zum Ziehen desselbenkommt, das möchtenwir ernstlich

ondenz «"mi·tdreister
essen-

US

—.v";-Bismarch wel

bezwei«eln.Was die Jnftruktioneii anbelangt, w d r

österreichischeUnterhändlerbei seiner neuesten Sendiiliigenash
Gesteinmitgenommenhat,so werden

diefeken
dadur guck-

tFUM daß cis-W «g»eichieitigdas Gen-:
.

rman nämlichizin Wien
«

den fleisch-
gewptdenenQesterkeichfresserhält, habe seine Entlassungein-

gereicht..«As Grundlagefür alle ferneren Verhcuslungeu
olldubrigetlsdie Entka sung des Herrn v. Zedlitz gW

wer eni ."
"

»

Die Vorgängebeim Abgeordnetenfestzu Köln ziehennoch
immer die Aufmerksamkeitauf sich; so z· B. erhält Herr
ClasseiiiKappelmann von allen Seiten Anerkennun«s-
schreibenund telegraphischeGrüße, und umgekehrthäufen sich
jetzt Klagen auf Klagen egen ihn in Fol e jenes Festes, und

zwar Klagen, welche vielleichteine geri tliche Entscheidung
über die Zulässigkeitoder Nichtzulässigkeitdes Verbotes des

Festes herbeiführen.Es sind nämlichdie Civilprozefse,welche
man in Folge des Verbotes des Abgeordnetensestesvoraus-

sehen konnte, im Entstehen begriffen. So hat der Restauras
teur auf dem Gürzenich,Herr Keller, Herrn Classen aufsori
dern lassen, die Kosten der Vorbereitung zum Festessen
10662X3 Thlr. zu entrichten, und das Oberbürgermeisteramt
fordert denselben auf, 75 Thlr. Saalmiethe an die Stadtkasse

u zahlen. Da das Festessendurch obrigkeitlicheGewalt ver-

hindertund der Saal dem Miether entzogen wurde, wird

Classen sichweigern, u zahlen und zur Klarstellungder Au-

gelegenheitden Ober ürgermeisterBachem
und den Fiskus

vorladen lassen. Dabei handelt es ich auch noch um die

Miethe für die verhinderteBenutzungder Festdampfschisfeund
die Kosten für die Dekoration des Gürzenichsaales.Nach
dem Ausfalle der

Untersuchuigäägen
das FestsKomitå wird

es dann vielleicht elfenden ,
der Her-ten Bache-rn, Eich

u. f. w.« gehen, Fas eine Klage auf Schadenersatz nicht
durch die Erhebung des Kompetenzkonfliktesabgeschnitten
wird.

Der Vicepräsidentdes Abgeordnetenhauses,der Ober-

Regierungsrath v. BockumsDo lffs, welcher bekanntlichim

Interessedes Dienstes vor zwei Jahren von Koblenz nach
Gumbinnen versetztwurde, hat jetzt seine Entlassung aus dem

Staatsdienst genommen. Er nimmt von seinen Freun-
den in Gumbinnen durch folgendeAnzeigeAbschied:

Aus Gesundheits-Rücksichtengenöthigt aus dem Staats-

dienst zu scheiden, sage ich meinen geehrten Freunden nnd
Bekannten in Gumbinnen und weiter Umgegend ein her-z-
liches LebewohllNach»der überaus wohlwollendenBegeg-
nung, welcheich»dort mit wenigenAusnahmenlgefundenhabe,
und für welche ich stets dankerfülltsein werde, edarf es nicht
erst der Versicherung,daß ich mich glücklich eschätzthaben
würde, mein Streben für das Gemeinwohl nochlänger fort-
setzen zu können;hieran jedoch unter den obwaltenden Um-

ständenbehindert,gereicht es mir
ätzn

hohen Genu thnung
daß ich, um die im Osten unseres aterlandes durchei eiie

Wahrnehmunggewonnene Hochachtungvyrder-dortherrs en-

den Sinnesart reicher, vielleicht noch elnlge Zelt hindurchim
Stande sein werde, in der Landesvertretungmeine volle Hin--
gebun für die öffentlichenInteressen zu bethätigen. »
Vö in hausen, 31. Juli 1«865.v. Vockum-Dolsls-
Jn Burgsind sämmtlicheArbeiter, welche wesen der

Arbeitseinstellungauf Grund des Artikels 181 und 182 der

Gewerbe-Ordnungangeklagtwaren, freigesprochenVordem

SchleswigiHolfteiu.WährendOefterreichUndPxeußenüber
die endgültigeFeststellungdes Schicksalsder Hersogthnmerunter-

handelw ohne zu einem Resultat zu gelangen, macht sich hier
injederBeziehun eine größereStrenge bemerkbar,deren Gel-

tendmachungdur die Handhabung der nichtaufgehobenewaus



der dzmi - wende- Gesepesehr erleichtertwird.Doch
dürftedsicehgmwäsltstä:das Vo piel zu einer Erklarung des

elagmmgoustandez sein, wenigstens sucht«die»Nordd·eutsche
meine eitnng- exne solcheEventualitatals drin end

notgwendighi ustellen,»indem sie eine furchtbare Vers wö-

mng in den kJsekzvgthnmernentdeckt.Diese Entdeckun ist
sp wandekbgy daß wir hier den Bericht ·desofsiziöseus lat-

tez wörtlich folgen·lassen. Dasselbeschreibt:»Es gehen hier
aus den Herzogthumern von glaubwurdigenPersonen öfters
Mittheiliingen ein über die Thati kelt der schleswig-holsteini-
schen Kampfgenossen-Vereine,welikedenBeweis liefern, daß
diese nach der Met ode des Car onarcsmus«organisirtund

unter einander ver unden sttkd Dle Kampfgenossenhaben
Gelegenheitgehabt-sich,m diese geheime asttatdkischeThä-
kigkeitzur Zeit der dänischenHerrschafteinzuüben.Die da-

mals en Verbindungen sind seitdemerneut und erweitert. Die

Befesleder leitenden Persönlichkeitenwerden nicht brieflich
durch die Post, sondern durch Vertrauensmänner von den

HauptstationenKiel und Altona·befördert. An bestimmten
Orten stehenden geheimenVereinsboten Wagen oder Pferde
zu Gebote. Andeutun en in den Reden von Mitgliedern der

Genossenschaft,welchesoar von den Zeitungengebracht sind,
lassen erkennen, daß die itglieder sich mit dem Plane eines

bewaffneten Auftretens gegen Preußen bei günstigerGelegen-

Zeitbeschäftien. Für diesen Zweck werden in den in Ham-
ur ein eri

G chirrikfür Artillerie, Sättel nnd Schabraken für Schles-
wigsHolstein gearbeitet. Diese HeeressGeräthtschaftensind in

den Herzogthumern an den verschiedenstenOrten im Gehei-
men untergebracht. Wir wollen für heute es bei diesenAn-

gaben bewenden
lasgn

Die Landes- und Lokalbehörden
sehennatiirlichdiese orbereitungennicht. Bei solchenZu-
ständenindessen,welchesich voraussichtlichleider nochmehr
verwirren werden, durfte schwerlich eine Verminderung der
Truppen in den Herzogt ümern, wohl aber eine Verstärkung
derselben empfehlenswert sein.« Man sieht, alle Vorberei-

tungen zu einer sicilianischenVesper sind in den«Herzogthüs
mern etrosfen,dochglaubenwir, daß es sichbei diesenfurcht-
baren orbereitungenwenigerum eine Ermordung der preu-
ßischenTruppen handelt, als uni einenFastnachtsscherz,den sich
jemand mit dem Redakteur des ofsizissenBlattes gemachthat.

Wenn auch das Votum der preußischenKronjuristenkeinen

maßgebendenEinflußauf die Lösun der schleswigsholstein’schen
Ftage haben wird, so sind die Resultateder Berathung doch
immer interessant,und lassen wir sie daher hier folgen. Dem-

nachfehlt dem Augustenburger1) jedes Successionsrechtauf die

ganzen Herzogkhümekssowieauf einen Theil derselben, sowohl
weil sein Vater Verzichtleisteteund die wegen der Thronfolgei
ordnung zutreffendenAnordnungenim Voraus anerkannte, als
weil die Primogeniturfolge(·Erstgeburtsrech8

im au ustenburgi-
schenFürstenhauseunnachweisbar ist. 2) s ste t ein Olden-

burger nur ein eventuelles Reversionsrechtauf den ottorperTheilzu- 3) Die SuccessionChristian’sIX. ist nachdein Thronfo ge-

gejedeVom Jahre 1853, welchesin denH ogthümernals rechts-
aftig publizirt und ein eführtwurde, a ein als rechtsgiltigiii

Bezug aUf das ganze ebiet anzuerkennenund dessenvolles
Rechtdurch den Wieuek Frieden auf Preußen und Oesterreich
übergegangen

, NassstL Es »scheiut-da der Ausfall der Wahlen doch
Mit ermaßenbestimmendunsdie Regierungeingewirkt hat,
Ren fteng sind zwei der eifrigftenGegner der liberalen Partei,
die

emn Werten Und Scheppaus ihren Stellen entlassen.
Ob dieR immg aber ernstlich eine - Versöhnunganstrebt,
das wird säherst aus den Verhandlungendes am 7. d. M.
eköffsetmLandtageserkennen lassen-

teten Werkstellen Militär - Utensilien, besonders
«

HessensDntmstadt Herr v. Dalwi k hat bei den Handels-
kammern des Landes angefragt, ob ein andelsvertragzwis en

Italien und dem Zollverein not wendig sei oder nicht. ie

sämmtlichenHandelskaminern ha en einmüthigihr Gutachten
dahin abgegeben,daß ein solcherVertrag für die Entwicklung
der Landesindustrie und somit auch der Landeswohlfahrtun-

bedingt nothwendigsei. Wird Herr v. Dalwigk nun das
Köni reich Jtalien anerkennen,um so seinerseits alles Noth-
wendige zu thun, die Schwierigkeiten, welche dem Abschluß
des Vertragesentge enstehen,hinwegzuräumen?Es wäre dies
das natürlichste,user man kann nicht wissen, ob nicht die

legitimistischenNelgUUgen schließlichdoch den Sieg davon-

tragen werden.
, »

Italien. Wie es kzelßhsoll demnächsteine Zusammen-
kiinft zwischendem Papst und dem Könige von Jtalien statt-
sinden. Man erwartetals Resultat derselben die endliche
Beilegung der hauptfashllchstFUStkeüpuvkte«

En land. Die offentlicheAufmerksamkeitwar in den

letzten agen vorzugsweisedondein erneuten Versuch,die tele-

graphischeVerbindung zwischenEuropa und Amerika durch
den atlantischenOrkan herzustellen in Anspruch genommen.
Man hoffte allseiti au das Gelingen dieses Riesenwerkes,
doch hat es den nschein, als ob jetzt, nachdem schon über
die Hälfte des Leitungskabelsmit günstigemErfolge ins Meer

FeåsenktwaystdassUiktesrixhishmTendennoch gescheitertist· Es
e en wenig ens ei e s a en alle Na ri ten, und i

das Kabel auch keine Signale gmeht ch ch g ebt

Die Monroedoktttii und ver mexikaiii’ e Kai
·

Mit der Beendigung des furchtbarentürgerieges, der
in den verflossenenvier Jahren die Republik der Vereinigten
Staaten zerfleischteund der Wiederherstellungder Union in

ihrer früherenGröße und Machtfülleist die Hoffnungaller
derer zu Grabe gegangen, welcheihre Rechnungauf den Sieg
der Rebellen oder wenigstens auf die Zertrümmerungder

grssenFöderativrepublik gesetzt hatten. Zu diesen gehörte
an der sonst so staatsklugeKaiser der Franzosen, Napoleon Ill.
Er benutze den Ausstand der Südstaaten, um einen Kaiser-
thron von RapoleocksGnaden in Mexiko zu errichten, den
ein Sprfößlingdes«Hauses Habsburg unter dem Namen
Maximilian l. bestieg.Es erhielt sich indeß die bisherige
repnblikanischeRe ierung unter der Präsidentschaftdes Juarez,
und nur mit Hälseeiner französischenArmee konnte der neue

Thron behauptet werden.
Aber selbstwährendder unglücklichstenPeriode des Bürger-

krieges enthielt sich die Regierung der VereinigtenStaaten
eines jeden Schrittes, der auch nur den Schein einer Au-

erkennungder neuen Dinge in Mexiko annehmen konnte.

Allerdingswar sie durch den inneren Krieg enöthigt,sich
jeder direktenBekampfungdes neuen Kaisert nms zu ent-

halten,die nicht nur die offene Anerkennungder Südstaaten
Seitensder französischenRegierung, sondern auch den Krieg
mit Frankreichunvermeidlichgemachthätte. Noch in diesem
Augenblicke,wo die Union in ihrer frühe-MelIGestaltWieder

her estellt ist, beobachtetdas Kabinet zn Washingtonseine
bis erige Neutralität und die fran ösischeURESIEUMSSVVaUe

hören nicht auf zu versichem, da der Thde des Kaisers
Maximilian von den Vereinigten Staaten nichts zu fürchten
habe. Von anderer Seite dagegenlaufen Nachrichten ein,
die ganz anders lauten und·die baldige Geltendmachungder

sogenanntenMonroedokt»rin,»aufwelchebereits Minister
es PräsidentenJohnsonin offentlichenReden hingewiesenhaben,

erwarten lassen. Diese Moiiroedoktrin hat zu ihrem Urheber
den PräsidentenMonroe, der am 4. März 1817 sein Amt
antrat nnd von da ab acht Jahre an der Spltze der Regie-

erthrom

.

MS der VereinigtenStaaten stand.·Ein Jahr vvkkM Hatt-ZU



sich die südamerikanischenKolonien, welche jetzt unter dem
Namen dieLa PlatasStaaten bekannt sind, von der Herrschaft
ihres spanischenMutterlandes losgerissen,welchesbald darauf
selbst in eine Empörunggegen die grausame, despotifcheRegie-
rung Ferdinand’sVIL ausbrach. Bei der Wiederausrichtung
des pfäffischenAbsolutismus in Spanien erwarb sich damals
der iui Wiener Frieden neugeschaffeneStaatsznstanddie ersten
Lorbeeren durch Bekämpfun der freiheitlichenEntwickelung
Der durch ausländischeWaffen ans den Thron gesetzteKönig
LudwigXVllL von Frankreich übernahmden Schergendienst,
mit einem französischenHeere die Spanier ihrem mißliebigen
Fürsten zu unterwerfen FerdinandvlL war, nachdem dies

gelungen, begierig, auch»seine südamerikanifchenKolonien
wieder zu unterzogenDie heiligeAllianz zeigte sich geneigt,
auch hierbei ihzu erstand zu leisten. Kaiser Alexander hatte
schonden Entschlußgefaßt,seine Kosacken nach Amerika zu
schicken,»um die nngezogeiien, auf schlechten Wegen
wandelnden Kinder zur väterlichen Herrschaft
Ferdinand VII. zurückzubringen-
Yreußenwollte, wie Hardenberg schreibt, »wenn auchnicht

thatsachlich,doch mit allem Rathe beiftehen.«Die englische
Regierung,welche bis dahin den Plänen der Alliirten mehr
oder weniger Vorschub geleistet hatte, erkannte die Gefahr,
die ihren eigenen Interessen drohte, wenn diese Pläne mit

Bezug auf Amerika zur Ausführunggelangten. Der damalige
englischeMinister Canning setzte sich mit der amerikanischen
Regierung in Verbindun und theilte ihr die Absichtender
alliirten Fürstenmitsp Die aiiierikanischenStaatsmänner er-

kannten in der«Absicht der Alliirten, die ausständischen
Kolonienunter die Herrschaft des Mutterlandes zurückzuführen,
eine Bedrohung der Existenz und Unabhängigkeitder Ver-

einigten Staaten selbst« Das System, welches durch die

heilige Allianz in Europa, nnd jetzt auch in.Anierika, zur
Geltung gebracht werden sollte, wurde schon jetzt frühzeitig
von hervorragenden amerikanischenPatrioien als ein tiefer

Gegensatz gegen die Regierungsgrundsäszeempfunden,welche
in der Republik in Geltung waren.

So hatte schon zwei Jahre nach Ausbruch des süd-
anierikanischenAufstandes der großeStaatsmann Henry Clay,
dem, wie Professor Neumann, der neiieste Geschichtschreiber
der Vereinigten Staaten «) sagt, »das republikanischeAmerika
vom Nordpol bis zum Cap Horn vor der Seele schwebte«,
ini freudigenGegensätzezu dem von seinenDespoten eknech-
teten Europa, »welcheeine höllis e Alliance geschlosen, die
von ihnen in gotteslästerischer eise eine heilige genannt
wurde«, auf Anerkennung der neuen Republiken gedrungen,
die indeß erst im Jahre 1822 formell erfolgte. Durch die

Mittheilung der englischenRegierung von den Plänen der

europäischenMächte in Kenntnißgesetzt,welche nicht nur die

Unabhängigkeitder neuen Staaten bedrohten, sondern in
weiterer Folge die Vereinigten Staaten selbst, bereitete Prä-
sident Monroe einen entscheidendenSchritt vor. Vorher aber
wandte er sich an seinenVorgängsr

im Amte, den berühm-
ten 801ährigenJesfers on um

s ath.
Von der gewiegtenAutoritat desselbengetragen erließder

Präsident nunmehr in der Eröffnungsbotschaftdes achtzehuten
Congresses am Dezember 1823 jene berühmteEr-
klärung, die seinen Namen unsterblichgemachthat. Wir

entnehmenderselben, die unter den Namen Monro ed oktrin

soc)Geschichte Der Vereinigten Staatqn von Ame-
rika von Carl ttedrich Neumann. Berlin, 1865, Carl

Heimann’sVerlag (Catl Wagner).

bekannt ist, folgendewesentli e Sätze: ·Das politi e S m
der verbündeten Mächte fte t, seinem innern ksendiyiiiieh
mit der Union in vollkommenem Widerspruch. Dies liegt in
der Verschiedenheitder Regierungsgrundsätze.Zur Vertheidi-
gng unserer Staatssorm, welche mit dem Verluste von so
viel Gut und Blut erworben und durch die Weisheitder er-

leuchtetstenBür er zur Reife gebracht ist, wobei wir uns solch
beispiellosenGluckes erfreuen, steht die anze Nation bereit
Wir sind deshalbder Offenherzigkeitund en freundschaftlichen
Beziehungen, welche zwischender U»nionund den alliirteg
Mächtenstattfinden, schuldigzu erklaren: daß wir jeden
Versuch von ihrer Seite, ihr System in irgend-
einein Theile Amerika’s einzuführen, ka gefährlich
halten, sowohl für un ern Frieden, wie für unsere, Sicher-
heit. Jn die Verhältnisseder thatsächlichnoch bestehenden
Kolonien und Besitzungender eurosoäischenMächteauf unserm
Erdtheile haben wir nicht eingegri-ifen,noch werden wir ein-

greifen. Ganz anders verhältes sichin Betrefs jener Länder,
welche ihre Unabhängigkeiterklärten und behaupteten, deren

Selbstständigkeitwir nach reiflicher Ueberle ung und mit
utem Grunde anerkannt haben oder ane ennen werden,

LederVersuch sie zu unterdrücken, oderi r Ge-

schick gewaltsam zu bestimmen, mußte a s un-

freundlichesBenehmen gegen die Vereinigten
Staaten elbst betrachtet werden«

Diese Erklärung, welche trotz ihrer Kühnheit von der
Nation mit großemBeifall aufgenommenwurde, konnte füg-
lich als ein Manifest der republikanischenRegierungge en

das System der heiligen Allianee betrachtet werden, de en

Ausbreitung auf republikanischemBoden um jeden Preis ver-

hindert werden sollte. Die Erklärung Monroe’s hatte den

Erfolg, welchen der, ersahrene Jeffersori vorausgesehen hatte;
sie verhinderte den Kri .- der von Europa aus vorbereitet
war, und sichertezunächstdie Unabhängigkeitder früherspa-
nischenColonien

Die in der ErklärungMonroe’s niedergelegtenGrund-

sätze blieben von da ab die leitenden der auswärtigenPo-
litik der Vereinigten Staaten. Zu einer Zeit, wo die

Heere der Union von den südlichenRebellen die empfind-
lichsten Niederlagen erfuhren, erinnerte der Staatsminister
Seward an diese Erklärung,indem er in Ber auf die

Errichtung des mexikanischenKaiserthrons durch scanzösisekeTruppen an den amerikanischen Gesandten zu Paris sehne
»Die Vereinigten Staaten leugnennichtedaß nach ihrer Au-

sicht ihre Sicherheitund freudige Bestimmung,welcher sie
entgegengehen,mit der Fortdauer der freien republi-
kanischen Institutionen in ganz Amerika innig
verbunden sind.«

Die Monroedoktrin gehört ihrer bisherigenEntwickelung
nach zu denjenigenRegierungsgrundsätzen,die ·mit dem Wesen
einer Regierungverwachsen und von den Neigun en der lei-

tenden Persönli keiten mehr oder wettng UUTE alsglgjndi
Die Geltendma un der Monroedoktrm in der mexikanischen
Angelegenheitist dahernur eine Frage der ZFltz die Regie-
rung zu Washington wird schließlichdurchdie Volksstimme

ezwun en werden in Mexiko zu»tusekvemrenund der Herk-
schaftaximilians durchWiedereinfuhrungder republikamschen
Institutionen ein Ende zu machen.

»

Die französischentlzayonetteawerden den Sturz des Kaiser-
throns nicht aufhalten. Eine ahnlicheJntervention steht aber

wahrscheinlichauch in kurzerZeit in Südamenka bevor, wo

egenwärtigdie Unabhangigkeitder La PM« Staaten durch
genKaiser von. Brasilien bedroht erscheint-
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